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Ratspräsident Roman Schmid: Es beantwortet die dringliche Interpellation münd-

lich die Gesundheitsdirektorin, Regierungsrätin Natalie Rickli.  

 

Regierungsrätin Natalie Rickli: Sie wissen es, ich beantworte die dringliche In-

terpellation der Kantonsräte Lorenz Habicher, Tobias Weidmann und Benjamin 

Fischer, gestützt auf Paragraf 58 Absatz 2 des KRG (Kantonsratsgesetz), das 

heisst, ich verlese Ihnen die Antwort des Regierungsrates vom letzten Mittwoch 

und kann darum nicht auf Aktualitäten, die sich coronabedingt eigentlich täglich, 

fast stündlich ergeben, eingehen in meinem jetzigen Votum.  

Der Kanton Zürich steht aktuell im interkantonalen Vergleich relativ gut da. In 

den letzten Wochen hat sich die Situation sowohl bezüglich Fallzahlen als auch 

bezüglich der Anzahl der Hospitalisationen und IPS-Patientinnen und Patienten 

(Personen, die auf einer Intensivpflegestation eines Spitals behandelt werden 

müssen), positiv entwickelt. Seit einigen Tagen ist allerdings wieder eine leichte 

Zunahme bei den Fallzahlen und der Anzahl Hospitalisationen zu verzeichnen. 

Ob das nur Schwankungen sind oder ein Trend, kann zum jetzigen Zeitpunkt noch 

nicht gesagt werden. Unberechenbar sind insbesondere die neuen Virusmutatio-

nen. 

Der Regierungsrat begrüsst die vom Bundesrat auf den 1. März 2021 beschlosse-

nen Lockerungen der Covid-19-Massnahmen und erachtet das vorgesehene, 

schrittweise Vorgehen als zielführend. Er befürwortet auch, dass der Bundesrat 

bei einer weiteren positiven Entwicklung der Situation bereits per 22. März 2021 

zusätzliche Erleichterungen erlassen will. Der Bundesrat wird dazu an seiner Sit-

zung vom 12. März 2021 eine erste Aussprache führen, ein definitiver Entscheid 

ist am 19. März 2021 zu erwarten. Dazwischen werden die Kantone Gelegenheit 

haben, sich im Rahmen einer Kurzvernehmlassung zu den nächsten Lockerungs-

schritten zu äussern. 

Zu Frage 1: Eine zentrale Begleitmassnahme der angestrebten Öffnung ist die 

Ausweitung der Teststrategie. Nur wenn rasch identifiziert werden kann, wer das 

Virus in sich trägt, können Infektionsketten gezielt unterbrochen werden. Auch 

vor dem Hintergrund, dass sich vermehrt ansteckendere Virusvarianten ausbrei-

ten, kommt der Prävention und Früherkennung von lokalen Ausbrüchen eine zent-

rale Bedeutung zu. Mit Medienmitteilung vom 5. März 2021 hat der Bundesrat 

angekündigt, dass der Bund, gestützt auf das Covid-19-Gesetz, SR 818.102, ab 

dem 15.März 2021 die Kosten sämtlicher Tests übernehmen will. Die mobile Be-

völkerung in Unternehmen und Schulen soll wiederholt mittels gepoolten Spei-

chelproben getestet werden. Zudem will der Bund den Zugang zu Selbsttests er-
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leichtern und jeder Person monatlich fünf Selbsttests zur Verfügung stellen. De-

finitiv entscheidet der Bundesrat am 12. März 2021. Der Regierungsrat begrüsst 

die geplante Ausweitung der Teststrategie. Diese ist aber auch mit gewissen Risi-

ken verbunden, da jedes Testresultat nur eine Momentaufnahme ist. Deshalb ist 

insbesondere das repetitive Testen, allen voran die Mitarbeit von Unternehmen 

und der Bevölkerung an den freiwilligen Testungen, wesentlich. Diese repetitiven 

Testungen in Betrieben und Schulen sind jedoch kein Ersatz für Schutzkonzepte, 

sondern dienen als zusätzliche Sicherheit. Wichtig ist zudem, dass Personen mit 

einem positiven Resultat eines Schnell- oder Selbsttests dieses zusätzlich durch 

einen PCR-Test verifizieren lassen und sich umgehend in Isolation begeben. 

Nach wie vor kommt dem Contact Tracing eine grosse Bedeutung für die Unter-

brechung von Ansteckungsketten zu. Im Kanton Zürich ist das Contact Tracing 

mit den Standorten am Flughafen Zürich und in Pfäffikon solide aufgestellt. Viele 

Prozesse konnten automatisiert werden, sodass positiv getestete Personen und de-

ren Kontakte rasch erreicht werden können. Es ist genügend Infrastruktur und 

ausgebildetes Personal vorhanden, um auf einen allfälligen, erneuten Anstieg der 

Fallzahlen sofort reagieren zu können. Ein besonders erfahrenes Team bearbeitet 

Fälle mit mehreren positiv getesteten Personen am selben Ort, beispielsweise in 

einem Unternehmen, einem Alters- oder Pflegeheim oder einer Schule. Im Be-

reich der Schulen wird das Contact Tracing zudem durch die Bildungsdirektion 

ergänzt, welche den Verein Lunge Zürich engagiert hat, um schulärztliche Auf-

gaben für alle Gemeinden zu übernehmen, die keinen eigenen Schulärztlichen 

Dienst haben. 

Abgesehen vom Testen und dem Contact Tracing muss vorderhand die Einhal-

tung der Schutzmassnahmen wie Handhygiene, Abstandhalten und Maskentragen 

aufrechterhalten und von der Bevölkerung konsequent eingehalten werden. Ne-

ben diesen Begleitmassnahmen kommt schliesslich der kantonalen Impfstrategie 

eine besondere Bedeutung bei der Unterstützung der angestrebten Öffnungs-

schritte zu. Je mehr Menschen sich in der Schweiz und im Kanton Zürich impfen 

lassen, desto schneller können wir zur Normalität zurückkehren. Erfreulicher-

weise standen überraschend schnell Impfstoffe gegen Covid-19 zur Verfügung. 

Allerdings weckte der Bund nach der Zulassung der ersten Impfstoffe im Dezem-

ber letzten Jahres bei der Bevölkerung zu hohe Erwartungen. Die verfügbaren 

Impfstoffmengen waren sehr beschränkt und sind es nach wie vor. Die Lieferun-

gen der Impfstoffhersteller erfolgten teilweise verzögert und in kleineren Mengen, 

als vom BAG (Bundesamt für Gesundheit) ursprünglich angekündigt. Alle Kan-

tone mussten ihre Impfkampagnen drosseln. Beim Kanton Zürich kommt hinzu, 

dass sein zugeteiltes Kontingent kleiner ist, als es seinem Bevölkerungsanteil ent-

spricht. Die Gesundheitsdirektion steht diesbezüglich in Kontakt mit dem BAG, 

um darauf hinzuwirken, dass der Kanton Zürich künftig ein Kontingent an Impf-

dosen proportional zu seiner Bevölkerung erhält. 

Der Kanton Zürich konzentrierte sich aufgrund der beschränkten Verfügbarkeit 

des Impfstoffs im Rahmen seiner Impfstrategie in der ersten Phase auf das Impfen 

in Alters- und Pflegeheimen sowie von Hochrisikopatientinnen und -patienten. 
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Das Ziel ist es, Todesfälle und schwere Verläufe zu vermeiden, um das Gesund-

heitswesen zu entlasten. Bis Ende März 2021 werden die Zweitimpfungen in den 

Alters- und Pflegeheimen abgeschlossen sein.  

Parallel dazu wurde die Impfkapazität für die Durchimpfung der breiten Bevölke-

rung geschaffen. Zusammen mit den Spitälern sind elf Impfzentren in Vorberei-

tung. Zudem haben über 900 Hausärztinnen und Hausärzte sowie rund 150 Apo-

theken ihre Impfbereitschaft angemeldet. Mit diesem Netzwerk wird ab Mai 2021 

eine Kapazität von bis zu 20'000 Impfungen pro Tag zur Verfügung stehen. Die 

Inbetriebnahme der Impfzentren ist für April 2021 geplant. Eine Beschleunigung 

der Impfkampagne ist mit der aktuell vom BAG zur Verfügung gestellten Impf-

stoffmenge derzeit nicht möglich. Das Impfen der Risikogruppe 1, das heisst Per-

sonen ab 65 Jahren und Personen unabhängig des Alters mit Vorerkrankungen, 

die im Kanton Zürich rund 370'000 Personen umfasst, wird voraussichtlich im 

April abgeschlossen werden können. Für Mai und Juni 2021 hat das BAG grös-

sere Impfstoffmengen in Aussicht gestellt. Ab diesem Zeitpunkt wird sich auch 

die breite Bevölkerung impfen lassen können. 

Wichtig ist, dass Bund und Kantone bei der geplanten Öffnung gemeinsam in die 

gleiche Richtung arbeiten. Der Kanton Zürich steht diesbezüglich in regem und 

engem Austausch mit den anderen Kantonen und dem Bund. 

Zu Frage 2: Wie bereits ausgeführt, ist die niederschwellige und breitflächige Te-

stung ein wichtiger Bestandteil einer umfassenden Strategie im Kampf gegen die 

Covid-19-Epidemie und insbesondere bei der Begleitung der Öffnungsschritte. 

Der Kanton Zürich hat in den vergangenen Monaten sukzessive ein grosses Netz 

an verschiedenen Testmöglichkeiten aufgebaut. Neben den Spitälern und nieder-

gelassenen Ärztinnen und Ärzten können auch die Apotheken im Kanton Corona-

Testungen vornehmen. Zusätzlich wurden drei auf die Kantonsfläche verteilte 

Testzentren aufgebaut. Die vorhandenen Kapazitäten sind also entsprechend 

gross. Durch laufend neue Tests und Testverfahren werden die verfügbaren Ka-

pazitäten weiter steigen. Der Bundesrat hat angekündigt, dass er jeder Person fünf 

Selbsttests pro Monat abgeben will, sobald verlässliche Tests zur Verfügung ste-

hen. Hinzu kommt, dass für die Auswertung von gepoolten Tests deutlich weniger 

Laborkapazitäten benötigt werden, da mehrere Proben auf einmal analysiert wer-

den können. Da Labore ihre Leistungen zudem kantonsübergreifend anbieten, 

kann der Kanton Zürich auf eine Vielzahl von Möglichkeiten zurückgreifen. All-

fällige Testkapazitätsgrenzen sind je nach gewähltem Testverfahren unterschied-

lich und hängen von verschiedenen Faktoren ab. Antigen-Schnelltests müssen 

beispielsweise durch spezifisch dafür geschultes Personal durchgeführt werden. 

Eine Herausforderung wird insbesondere bei gepoolten Analysen die Logistik 

darstellen. 

An den Volksschulen im Kanton werden momentan nur im Rahmen von Aus-

bruchskontrollen Tests durchgeführt. In Kombination mit den strengen Schutz-

konzepten und dem spezialisierten Contact Tracing können Infektionsketten so 

schnell, gezielt und nachhaltig aufgespürt und unterbrochen werden. Die Gemein-

den befürworten gemäss Verband der Gemeindepräsidien des Kantons Zürich die 

Durchführung von Massentests in Schulen und Unternehmen, sofern sich dazu ein 
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handfester Grund – nicht nur Vermutung oder Hinweis – ergibt. Für die Durch-

führung von Massentests für die ganze Gemeindebevölkerung sind die Strukturen 

der Gemeinden hingegen nicht ausgerichtet. Zudem möchten die Gemeinden kei-

nen aktiven Part im Rahmen der Teststrategie übernehmen. Die Koordination und 

Gesamtverantwortung für das Testen sollen nach wie vor beim Kanton liegen. 

In Unternehmungen war die Nachfrage zur Durchführung von regelmässigen 

Tests bislang eher gering. Aktuell wurden erst rund 75 Bewilligungen erteilt. Es 

findet aber ein intensiver Austausch mit den entsprechenden Wirtschafts- und 

Branchenverbänden statt.  

Die seitens Bund angekündigte Übernahme von mehr Testkosten wird wohl einen 

zusätzlichen Anreiz schaffen. Der Bund sieht zudem gemäss Erläuterungen zum 

Entwurf der Änderung der Covid-19-Verordnung 3 vom 5. März 2021 vor, den 

Kantonen eine nicht rückzahlbare Anschubfinanzierung zum Aufbau der geziel-

ten und repetitiven Testung zur Verfügung zu stellen. 

Zu Frage 3: Gezielte und repetitive Testungen dienen nicht primär dazu, die Qua-

rantäne zu erleichtern, sondern um symptomlose Virusträgerinnen und Virusträ-

ger zu identifizieren. Damit sollen besonders gefährdete Personen geschützt und 

Ausbrüche frühzeitig erkannt beziehungsweise verhindert werden. Eine Quaran-

täne wird nach einem engen und ungeschützten Kontakt zu einer positiv geteste-

ten Person angeordnet, damit die Ansteckungsketten unterbrochen werden kön-

nen. Aktuell kann die Dauer der Quarantäne gemäss Anweisungen des BAG ver-

kürzt werden, indem frühestens am siebten Tag der Quarantäne ein Test durchge-

führt wird. Fällt dieser negativ aus, kann die Quarantäne vorzeitig aufgehoben 

werden. Mit der geplanten Ausweitung des Testens sieht der Bund aber weitere 

Erleichterungen vor. So sollen beispielsweise Unternehmen, die häufig testen, 

von der Quarantänepflicht für Kontaktpersonen befreit werden können. Der Re-

gierungsrat befürwortet zudem die Aufhebung der Einreisequarantäne bei Vorlie-

gen eines negativen Tests oder eines gültigen Impfzertifikates. Da für die Anord-

nung der Quarantäne jeweils der Wohnkanton zuständig ist, ist es aus Sicht des 

Regierungsrates wichtig, dass allfällige Quarantäneerleichterungen schweizweit 

gleich gehandhabt werden und auf Anweisung des BAG erfolgen. Aufgrund der 

engen Verflechtungen zwischen der Schweiz und den Nachbarländern wird zu-

dem erwartet, dass sich der Bundesrat für europaweit möglichst ähnliche Quaran-

täneregeln einsetzt. Auch in diesem Bereich steht der Kanton Zürich ebenfalls in 

regem Austausch mit den anderen Kantonen und dem Bund und setzt sich für eine 

Erleichterung der Quarantäneregelung bei regelmässigem Testen ein. 

 

Lorenz Habicher (SVP, Zürich): Die Corona-Massnahmen infolge des Lock-

downs – ob gänzlicher oder Teil-Lockdown, spielt keine Rolle – verursachen im-

mer mehr und immer grösseres Leid in der Bevölkerung. Die Regierung hat sich 

mit einer Covid-19-Sondergesetzgebung und medialer Unterstützung in eine un-

angenehme Position manövriert, aus der sie noch keinen Ausweg sieht. Der poli-

tisch angerichtete Schaden soll unter nie dagewesenen Härtefall-Ausgaben in Mil-

liardenhöhe einfach zugedeckt werden, wir sprechen am Nachmittag (im Zusam-

menhang mit der Beratung der Vorlage 5663d) an diesem Ort auch noch darüber. 
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Diese dringliche Interpellation diente vor allem der Regierung, sich zu erklären. 

Wir haben es gehört, wir wurden fundiert informiert, wir wurden hier jetzt ausge-

zeichnet mit neuen soweit erhältlichen Daten bestückt, und ich finde es eigentlich 

gut, wie die drei Fragen von der Regierung beantwortet wurden. Drei Fragen wur-

den gestellt, mit dem Ziel, eine erfolgreiche Exit-Strategie, einen Ausweg oder 

Ausgang aus dieser Situation zu finden. Diese dringliche Interpellation sollte als 

Chance dienen und ich denke, die Regierung hat diese Chance auch genutzt. Es 

soll aber auch eine Hoffnung bei der Bevölkerung geschürt werden, eine Hoff-

nung auf ein Ende der Massnahmen. Wir wollen keine «Terrassen-Diskussion» 

führen, die Gastronomie soll geöffnet werden, die Schutzmassnahmen bestehen, 

also vorwärts. Es soll keine Innenraum- und Aussenraum-Diskussion geführt wer-

den.  

Am 22. Februar 2021 hat eine gemeinsame Fraktionserklärung eine klare Position 

der Zürcher Regierung und Lockerungen der Corona-Massnahmen gefordert. 

Diese dringliche Interpellation war also nur das Begleitschreiben dazu. Die Fra-

gen wurden beantwortet. Die Fragen 2 und 3 zu den Testkapazitäten und den Er-

leichterungen der Quarantäne sind Anstösse, die seit Ende Februar – lateinisch 

Februus, der Fiebermonat – im Raum stehen und die endlich geklärt werden müs-

sen. Wir haben die Antworten bekommen, zentrale Begleitmassnahmen: Infekti-

onskette unterbrechen, das Covid-19-Gesetz anpassen, die Kostenübernahme 

durch den Bund. Das Contact Tracing im Kanton Zürich war immer vorbildlich 

mit den Standorten Flughafen und Pfäffikon. Und es ist wichtig, dass wir in die 

Gänge kommen. Wir haben jetzt langsam auch die Testkapazitäten, das ist ein 

wichtiger Standpunkt, und wir müssen hier vorwärtskommen. Es ist auch klar, 

dass es bei den Unternehmungen und auch bei den Einreisebeschränkungen zu 

Erleichterungen kommen soll. Es ist aber auch so, dass es allein nicht geht. Und 

der Bund ist meines Erachtens und aus unserer Sicht zu zögerlich. Wir sehen, der 

Kanton Zürich wäre bereit, er macht aber Erleichterungen und Öffnungen nur zu-

sammen mit weiteren Kantonen und dem Bund. Hier tritt aus unserer Sicht der 

Kanton zu wenig selbstbewusst, zu wenig eigenständig auf. Denn wenn das BAG 

nicht langsam in die Gänge kommt, wenn das BAG wieder versagt bei den Kon-

tingenten, beim Impfstoff, beim Testen, bei den Auswertungen und im Mai oder 

Juni die versprochene Menge an Impfdosen wieder nicht eintrifft, dann ist es 

schon fast zu spät. Der Kanton muss dem Bund also klarmachen, dass, wenn er 

nicht in die Gänge kommt, der Kanton Zürich in der Lage ist, ihn zu «bypassen» 

und selbst für Impfstoff und Testkapazität zu sorgen. Der Kanton Zürich kann in 

einer Position der Stärke auftreten und er sollte dies auch tun. Heute Morgen kön-

nen wir die Regierung stärken und wir können hoffen, dass der Bundesrat diesen 

Wink mit dem Zaunpfahl auch verstehen und am Mittwoch entsprechend be-

schliessen wird.  

 

Andreas Daurù (SP, Winterthur): Ich bin ja durchaus positiv überrascht, dass die 

SVP doch noch versucht, beim Thema Corona ernst genommen zu werden, zu-

mindest auf nationaler Ebene hat sich die SVP ja in Bezug auf konstruktive und 

nützliche Beiträge zur Bewältigung der Corona-Krise ziemlich verabschiedet. Die 
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Fragen in dieser dringlichen Interpellation sind aber durchaus berechtigt und auch 

die Gesundheitsdirektorin hat sie genutzt, um entsprechende Ausführungen zu 

machen. Wir sehen es aktuell mit Sorge: Die Corona-Ansteckungszahlen nehmen 

wieder leicht zu, wir haben es gehört. Gleichzeitig geht es in Sachen Impfen leider 

nur zögerlich vorwärts. Wir hoffen, dass wir nun zumindest Ende März/Anfang 

April eine grössere Zahl an Impfdosen vom Bund erhalten. Es ist daher richtig 

und wichtig, dass wir nun bei den Öffnungsschritten behutsam vorgehen. Und 

vonseiten der SP sind wir froh, dass sich auch der Regierungsrat den Vorschlägen 

des Bundes bezüglich vorsichtigen Ausstiegs aus dem Lockdown anschliesst und 

hier den SVP- und FDP-Forderungen nach einer eher kopflosen schnellen Öff-

nung eine Absage erteilt. Wir würden weder der Wirtschaft noch der Gesundheit 

der Menschen in diesem Kanton, im ganzen Land einen Gefallen tun, weil der Jo-

Jo-Effekt quasi auf sicher hier wäre.  

Nun beginnt die grosse Massentestkampagne, das sagte auch die Zürcher Kan-

tonsärztin (Christiane Meier) gegenüber den Medien. Und auch das begrüssen wir 

sehr. Auch hier hat sich der Kanton Zürich gegenüber dem Bund mehrheitlich 

positiv zu dieser Strategie geäussert. Nun gilt es auch diese Massentests im Kan-

ton Zürich möglichst breit aufzugleisen und einzusetzen. Die Abgabe von Mas-

sentests an die Bevölkerung ist dabei eine auch sehr wichtige Massnahme, die wir 

umsetzen sollten – so bald wie möglich –, und dabei ist es auch wichtig, dass die 

Regierung des Kantons auch der Bevölkerung aufzeigt, wie wichtig hier eine Mit-

arbeit ihrerseits ist. Denn nur so können wir auch über mögliche weitere Locke-

rungen sprechen. Für uns ganz wichtig sind aber auch die regelmässige Durch-

führung von Massentests in Institutionen, in welchen besonders vulnerable Men-

schen leben, nämlich die sozialmedizinischen Institutionen, und insbesondere die 

Alters- und Pflegeheime. Die präventiven Tests in den Heimen sind eine sinnvolle 

ergänzende Schutzmassnahme. Einzelne Heime führen auch solche Tests für Be-

sucherinnen und Besucher ein. In Zürich erwartet die Gesundheitsdirektion an-

scheinend Anfang März die Berichte der Heime, inwieweit sie präventive Mas-

sentests anwenden. Wir fordern hier die Gesundheitsdirektion auf, die Heime im 

Kanton möglichst flächendeckend zu animieren, solche Tests durchzuführen und 

sie auch darin zu unterstützen. Der Bund übernimmt ja bekanntlich diesbezüglich 

auch die Kosten. Zu prüfen gilt es nun auch, inwieweit es doch sinnvoll sein 

könnte, präventive Screening-Tests auch an Schulen einzuführen. Es ist uns dabei 

vollkommen bewusst, dass flächendeckende Screenings an Schulen eine grosse 

logistische Herausforderung sind. Auch können solche Tests nur freiwillig sein, 

und daher ist halt die Frage, inwieweit genügend Kinder und Jugendliche dann 

auch mitmachen dürfen in diesem Sinne – es sind ja dann die Eltern, die hier ein-

willigen müssen –, damit solche Tests dann auch wirklich sinnvoll und aussage-

kräftig sind. Trotzdem, wir sind der Ansicht, dass die Bildungsdirektion hier die 

Situation regelmässig überprüfen und gegebenenfalls auch neu bewerten sollte. 

Nur wenn wir die Voraussetzungen für eine funktionierende und durchdachte 

Teststrategie im Kanton, im ganzen Land durchsetzen können, nur wenn das 

Contact Tracing funktioniert und auch den wissenschaftlichen Standards genügt, 
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können wir über allfällige Erleichterungen in Bezug auf die Quarantäne diskutie-

ren. Klar ist aber auch dann: Es wird nie gänzlich ohne Schutzkonzepte gehen, bis 

wir alle durchgeimpft sind. Wir danken dem Regierungsrat.  

 

Christian Müller (FDP, Steinmaur): Im letzten Frühjahr war ich noch der Über-

zeugung, dass wir die Corona-Krise gut überstehen, da die Arbeitgeber wie ge-

wohnt hier ihre Verantwortung wahrnehmen werden. Da habe ich allerdings nicht 

damit gerechnet, dass die Politik so lange so einschneidende Massnahmen be-

schliesst, die sehr viele Unternehmen hart treffen und an den Rand des Ruins oder 

darüber hinaus bringen. Man hat auch die Unternehmen glauben lassen: Wenn sie 

nur genug in ihre Sicherheitsmassnahmen investieren, könnten sie ihrem Geschäft 

weiterhin nachgehen. Die Unternehmer sind nicht nur von Schliessungen betrof-

fen, genauso treffen sie auch die Quarantäneregeln. Diese Regeln führen zu hun-

derttausenden von Ausfallstunden, welche vielfach selbst getragen werden müs-

sen. Die Lasten der Massnahmen sind sehr ungleich verteilt, genauso wie die Fol-

gen der Krise nicht alle Branchen, aber auch nicht alle Regionen gleich hart tref-

fen. Die kurz- und mittelfristigen, ja, sogar die langfristigen Aussichten sind sehr 

ungewiss. Die Politik hat es noch immer versäumt, hier einen Weg aus der Misere 

aufzuzeigen. Die gesprochenen finanziellen Mittel im Rahmen der Härtefallhilfen 

sind dringend notwendig, können aber lediglich die aktuelle Notlage etwas lin-

dern. Viele Unternehmen haben bereits ein Jahr keine Umsätze mehr und müssen 

weiterhin mit Totalausfällen rechnen, so die gesamte Eventbranche und Zugehö-

rige, wie Eventgastronomie und Personentransport. Zu erwähnen ist hier noch: 

Ein Unternehmer will lieber nicht von Staatshilfen leben, er will arbeiten und 

wirtschaften. Nicht nur die Arbeitgeber leiden unter den aktuellen Einschränkun-

gen, die Jugendlichen, die in ihrer Bewegungsfreiheit eingeschränkt sind, die 

Schulabgänger, welche Mühe haben, einen Einstieg ins Berufsleben zu finden, 

und die ältere Generation, welche ihre Liebsten nur noch selten sehen kann. Sie 

alle sind betroffen. Dass die psychischen Erkrankungen deshalb laufend zuneh-

men, kann niemanden wirklich erstaunen.  

Was wir brauchen, ist eine klare Ausstiegsstrategie. Weitere Verlängerungen der 

Massnahmen würden dem massiv entgegenwirken. Ich danke für die Beantwor-

tung der Fragen, appelliere aber auch an die Zürcher Regierung, dass sie alles 

daransetzt, den Bundesrat zu überzeugen, endlich eine klar definierte Ausstiegs-

strategie vorzulegen und parallel dazu alles unternimmt, um die möglichen Öff-

nungen zügig voranzutreiben. Dabei helfen können zum Beispiel die Impfungen, 

welche nun in Gange sind. Ebenfalls in die Überlegungen miteinzubeziehen ist, 

wie die Massentests zu einer schnellen Rückkehr in die Normalität beitragen kön-

nen und wie die Regierung dies berücksichtigen will. Es soll auch aufgezeigt wer-

den, wie die erwähnten Punkte zusammen mit Schutzkonzepten und einem funk-

tionierenden Tracing zu weiteren Erleichterungen bei den Quarantäneregeln füh-

ren könnten; natürlich alles unter angemessener Berücksichtigung der aktuellen 

Lage. Dass die Pandemie unter Kontrolle gehalten und ein erneuter hoher Anstieg 

der Erkrankungen verhindert werden muss, versteht sich von selbst. Zudem er-

warte ich ein Konzept, wie beschlossene Öffnungen des Bundes im Kanton zügig 
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umgesetzt werden sollen. Die Weisung zu den Corona-Massnahmen hat mittler-

weile einen Umfang erreicht, welcher es schwierig macht, die Übersicht zu behal-

ten. Dass in Zürich teilweise andere Massstäbe angewendet werden, als das BAG 

sie vorsieht, ist mehr als nur stossend. Wir unterstützen die Regierung bei ihrer 

Arbeit und helfen gerne mit, nach Lösungen zu suchen; alles im Hinblick auf eine 

möglichst schnelle Rückkehr zur Normalität. Gemeinsam werden wir auch diese 

Krise meistern, von dieser Überzeugung lasse ich mich nicht abbringen. Besten 

Dank für die Aufmerksamkeit.  

 

Ronald Alder (GLP, Ottenbach): Die Interpellation fokussiert auf die Lockdowns 

der Corona-Massnahmen. Diese hätten einen grossen Teil des Gewerbes zerstört 

und dieses zu finanzieller Abhängigkeit geführt. Die Interpellanten verkennen die 

Absicht der Lockdown-Massnahmen: Es geht um Leben retten, Leid mindern, das 

Gesundheitssystem aufrechterhalten, gesellschaftliche, soziale und wirtschaftli-

che Stabilität sichern. Wären die Massnahmen nicht ergriffen worden, so wäre der 

wirtschaftliche Schaden viel grösser. Zur Minderung der finanziellen Herausfor-

derung von den Unternehmen, die durch die staatliche Intervention betroffen sind, 

wurden dann ja auch die Härtefallhilfen gesprochen. In den Monaten November 

bis Januar war mehr als die Hälfte der Intensivpflegebetten der Spitäler mit Covid-

19-Patienten belegt. Die Dauerbelastung war für die Spitäler und deren Personal 

eine grosse Herausforderung. Die behandelten jüngeren und älteren Menschen ha-

ben alle um ihr Leben gekämpft. Ihnen und den 10'000 an Covid-19 Verstorbenen 

und deren Angehörigen gehört unsere Anteilnahme. Unser Gesundheitssystem, 

inklusive der Spitallandschaft, hat gezeigt, dass es mit grossen Herausforderungen 

umgehen kann und der Bevölkerung die notwendige Versorgung sichert. Dazu 

müssen wir Sorge tragen. Mittlerweile ist der Anteil an Covid-19-Patienten auf 

den Intensivpflegeplätzen zwar auf unter 20 Prozent gesunken, aber die Auslas-

tung der Intensivpflegestationen ist immer noch hoch, weil nun all die verschobe-

nen Operationen nachgeholt werden müssen. Für die Gesundheitsversorgung der 

Zürcher Bevölkerung ist darum wichtig, dass die covid-19-bedingten Spitalein-

tritte nicht wieder zunehmen.  

Und was wollen die Interpellanten nun? Mit der Interpellation soll dem Regie-

rungsrat der Rücken gestärkt werden, damit er den Kanton Zürich erfolgreich aus 

dem staatlich verordneten Lockdown führen könne. Was soll das genau heissen? 

Sind die Interpellanten der Meinung, dass der Regierungsrat ohne ihre Unterstüt-

zung die Aufgabe nicht erfolgreich meistern könne? Oder wollen sie nicht eher 

sagen, dass der Regierungsrat seine Aufgabe nicht gut mache und darum Nach-

hilfe brauche? Dass mittlerweile alle in erheblichem Masse coronamüde sind, ist 

offensichtlich, und dass wir uns alle nach einem normaleren Leben sehnen, eben-

falls. Der Weg dazu sind Lockdown-Schritte zum richtigen Zeitpunkt.  

Die erste Frage: Wie stellt der Regierungsrat sicher, dass die angestrebte Öffnung 

aus dem Lockdown im Kanton Zürich gelingen kann? Bei der letzten Umfrage 

des Bundesrates zu den Lockerungen per 1. März 2021 hat sich der Kanton Zürich 

als zurückhaltend gezeigt, nicht als Turbo-Öffner-Kanton. Uns scheint diese Stra-
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tegie der kontinuierlichen Lockerung mit kleinen Schritten sinnvoll, um den so-

genannten Jo-Jo-Effekt zu verhindern. Der eingeschlagene Weg lässt eine konti-

nuierliche Immunisierung der Bevölkerung zu, ohne dass die Fallzahlen und die 

Spitaleintritte gleich wieder explodieren. Eine schnelle Lockerung mit grossen 

Schritten und dann wieder Verschärfung wäre für die Bevölkerung und Wirtschaft 

viel negativer. Sogar ein Teil der Gastrobranche fordert deshalb ein vorsichtiges 

Vorgehen. Die Vorstösse von SVP und FDP auf nationaler Ebene sind verantwor-

tungslos für Mensch und Wirtschaft.  

«Sind denn genügend Testkapazitäten vorhanden?», wollen die Interpellanten 

wissen. Der Bundesrat hat verkündet, dass ab heute alle Corona-Tests kostenlos 

seien, auch in Apotheken und Testzentren verfügbar seien. Zudem soll jede Per-

son fünf Selbsttests für zu Hause pro Monat gratis bekommen. Das Ganze soll 1 

Milliarde Franken kosten. Es besteht aber bisher kein Umsetzungskonzept dazu. 

So ist die Frage, ob dieses Geld eventuell auch aus dem Fenster hinausgeworfen 

ist. Und es könnte sogar kontraproduktiv sein, weil die Leute selber testen und 

das Testresultat je nachdem falsch interpretieren. Welche Erleichterungen können 

denn gewährt werden mit den Schutzkonzepten und den Massentests? Jeder Test 

ist eine Momentaufnahme. Man kann heute negativ getestet werden, morgen je-

doch positiv. Das Risiko besteht, dass die Hygienemassnahmen nicht mehr be-

folgt werden, weil das Testergebnis eine vermeintliche Sicherheit suggeriert. Da-

rum sind jegliche Erleichterungen ausschliesslich aufgrund eines Testergebnisses 

mit grosser Vorsicht zu gewähren. Bisher gibt es keine verlässlichen Daten, die 

zeigen, dass vermehrtes Testen zu weniger positiven Fällen führt. Die Fallzahlen 

sind in den letzten Wochen in allen Kantonen zurückgegangen und steigen nun 

leider wieder, unabhängig der Teststrategie … (Die Redezeit ist abgelaufen.) 

 

Thomas Forrer (Grüne, Erlenbach): Wir haben diese Debatte, die die SVP mit 

dieser Interpellation anstossen will, eigentlich schon vor zwei Wochen im Zusam-

menhang mit den Urnenabstimmungen geführt und schon damals war ja klar, dass 

die SVP im Grunde ein faules Spiel treibt. Sie verlangen ja nichts anderes als eine 

Beschleunigung des Corona-Exits zu einem Zeitpunkt, wo man ohnehin eine wei-

tere Öffnung erwarten darf. Sie rufen also nach einer Öffnung, wenn sowieso ge-

öffnet wird, und dann tun Sie so, als hätte man wegen Ihnen geöffnet. Dabei hat 

die SVP in dem ganzen Corona-Jahr eigentlich noch nichts Konstruktives beige-

tragen. Sie hat im letzten Jahr bezüglich Corona bloss «gewäffelet» und ein biss-

chen «gestämpfelet». Heute hat Lorenz Habicher ein bisschen Kreide gefressen, 

ich gratuliere ihm. Und ich bin froh, dass er jetzt auch auf seine Gesundheitsdi-

rektorin hört, schliesslich stammt sie ja aus seiner Partei. Und ich sage es hier 

gerne auch als Grüner: Frau Rickli hat seit dem Lockdown im März 2020 durch-

aus eine sehr gute Arbeit gemacht, sie hat auch in diesen schwierigen Zeiten Ver-

trauen in den Kanton geschaffen und die nötige Zuversicht ausgestrahlt, dass wir 

diese Corona-Krise tatsächlich gemeinsam gesundheitlich managen. Davon kann 

sich die SVP-Fraktion ein grosses Stück abschneiden. Zum Beispiel könnten Sie, 

bevor Sie Forderungen nach einem Ausstiegsdatum und nach Möglichst-rasch-

den-Lockdown-Beenden und so weiter nach einem festgeschriebenen Exit-Pfad 
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in die Welt setzen, einfach mal die Fallzahlen anschauen. Zurzeit steigen die Fall-

zahlen leider. Und wenn Sie bei der SVP auch noch Lust hätten, einmal auf die 

Wissenschaft zu hören, wüssten Sie, dass das Robert-Koch-Institut in Deutsch-

land und jetzt auch unsere wissenschaftliche Task Force beim Bund Anzeichen 

einer dritten Welle festgestellt haben, die sich leider anbahnt. Daher ist diese 

dringliche Interpellation, die vor allem eine rasche Exit-Strategie fordert, mittler-

weile wie zahlreiche andere Corona-Vorstösse hauptsächlich für den Papierkorb 

geschrieben, mehr nicht. Denn die Frage ist ja schon längst nicht mehr, wie die 

Regierung sicherstellen kann, dass wir aus dem Lockdown kommen. Die Regie-

rung hat sicher kein Interesse – und wir Grünen übrigens auch nicht –, nur einen 

Tag länger als nötig im Lockdown zu verbleiben. Die entscheidende Frage ist 

doch heute einmal mehr, wie schon zigmal in diesem Jahr, ob die epidemiologi-

sche Lage es zulässt, dass wir vollständig aus dem Lockdown gehen. Und das 

müssen wir auch weiterhin jeden Tag, jede Woche prüfen. Das machen auch die 

Gesundheitsdirektion und der Regierungsrat und der Bundesrat, dafür brauchen 

wir keine SVP-Vorstösse. Sie meinen nämlich: Wenn man jetzt mehr testet, 

kommt alles schon gut. Sicher, das Testen ist ein wichtiger Eckpfeiler in der Be-

kämpfung der Pandemie. Das Testen kann aber andere Massnahmen nicht einfach 

ersetzen. Die Massnahmen – Sie wissen es alle – ergänzen einander, eine allein 

genügt eben nicht. Und noch ein Wort zu den Schäden für die kommenden Gene-

rationen, die immer bemüht werden: Auf der bürgerlichen Seite sagen Sie immer, 

diese Schäden seien finanzieller Art. Nein, wenn, dann sind die Schäden wirt-

schaftlicher Art. Wenn eine Vielzahl von Firmen und Gewerbebetrieben eingeht, 

ist der Schaden volkswirtschaftlich viel grösser, als wenn man denselben Betrieb 

so weit wie möglich mit staatlichen Härtefallbeiträgen über Wasser hält. Sie reden 

aber immer nur von den Staatsausgaben. Wir müssen aber vielmehr darüber re-

den, was es für eine Volkswirtschaft bedeutet, wenn die Leute tatsächlich ganz 

arbeitslos werden, wenn die Wertschöpfung der Unternehmen wegfällt und das 

dann die vielen auftragsabhängigen Firmen und Betriebe weiter mitreisst. Wenn 

wirtschaftliche Strukturen wegbrechen, die während Jahrzehnten aufgebaut wor-

den sind, ist der Schaden für die kommenden Generationen bedeutend grösser, als 

wenn wir staatliche Härtefallmassnahmen und -gelder entrichten. Deshalb unter-

stützen wir Grüne übrigens sämtliche wirtschaftlichen Härtefallmassnahmen. 

Was wir hingegen nicht gutheissen, sind unbedachte Interpellationen, welche un-

geachtet der epidemiologischen Lage Forderungen nach einem möglichst raschen 

Lockdown-Ausstieg in die Welt setzen, geschätzte Kolleginnen und Kollegen von 

der SVP, für etwas gibt es die Wissenschaft und die Medizin, nämlich dafür, dass 

wir auf sie hören.  

 

Mark Anthony Wisskirchen (EVP, Kloten): Besten Dank für die ausführliche Be-

antwortung. Wichtig wäre es dann noch zu wissen, wann die Impfzentren tatsäch-

lich loslegen. 

Schadensbegrenzung hört nicht bei den Härtefallprogrammen und beim Teil-

mieterlass zum Schutz der Wirtschaft auf, sondern beim ernsthaften Einbezug ei-
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ner klaren und weitsichtigen wie vernünftigen Gesundheitsstrategie. Die Interpel-

lanten sprechen von einem für das Gewerbe zerstörerischen Ausmass aufgrund 

des Lockdowns durch die verordneten Corona-Massnahmen – mit finanziellen 

Schäden für Generationen. Es ist unbestritten sehr hart für die vielen betroffenen 

Unternehmen. Sie alle haben das uneingeschränkte Mitgefühl und Verständnis der 

EVP. Der Finanzdirektor (Regierungsrat Ernst Stocker) unternimmt alles, wirk-

lich alles, und das in vernünftiger Art und Weise, mit möglichst raschem Vorge-

hen, immer auch in Abhängigkeit der Bundesvorgaben, um den Zürcher Unter-

nehmerinnen und Unternehmern und ihren Mitarbeitenden, die unter virusbeding-

ten Einschränkungen und weiteren unsicheren Entwicklungen leiden, finanzielle 

Soforthilfe zu leisten und damit eine gewisse Entlastung zur Überbrückung zu 

bieten. Aber genauso wichtig ist eine vernünftige Gesundheitsstrategie. Die Ge-

sundheitsdirektorin und ihre Mitarbeitenden, mit Unterstützung der verschiedens-

ten Verbände in Langzeit- und Akutversorgung wie auch des GPV (Gemeinde-

präsidienverband) unternehmen auch hier alles, damit die Pandemie einge-

schränkt und weitere Corona-Wellen nicht oder hoffentlich nur marginal unser 

komplett auf den Kopf gestelltes Leben so langsam wieder in eine einigermassen 

neue Normalität und damit in einen hoffnungsvollen, möglichst raschen Auf-

schwung der Wirtschaft führen kann. Erzwingen kann das aber niemand, der Vi-

rus gibt den Takt an und scheut immer noch keine Landesgrenzen. Wir sind alle 

eigenverantwortlich, wie wir mit den Hygienemassnahmen und der permanenten 

Ansteckungsgefahr umgehen. Steigende Fallzahlen in der Schweiz und Nachbar-

staaten, die sich immer noch im harten Lockdown befinden – Portugal und Spa-

nien beispielsweise, aber auch Italien, das in weiten Teilen wieder in den harten 

Lockdown zurückgehen muss – lassen wohl keine raschen und unüberlegten wie 

verantwortungslosen Öffnungen zu. Stärkere Menschenbewegungen sind nicht 

förderlich. Die Pflegeheime und Spitäler spüren eine gewisse Entspannung nach 

einem Jahr extremer Belastung und arbeiten bis zur psychischen und körperlichen 

Erschöpfung. Setzen wir unsere Pflegenden und die Ärzteschaft, aber auch die 

verunsicherten Angehörigen von Covid-Patientinnen und Patienten nicht leicht-

fertig aufs Spiel.  

Die EVP ist der Meinung, dass sowohl der Bund wie auch der Kanton es finanziell 

erlauben können, ja, müssen, unseren Wirtschaftsgeschädigten genau in einer 

Pandemie zu unterstützen. Dazu gehören neben Kultur, Gastgewerbe und allen 

weiteren betroffenen Branchen insbesondere auch Spitäler und Pflegeeinrichtun-

gen, die unglaubliche Einbussen durch Vorhalte- und Nachleistungen mit ange-

ordnetem Verzicht auf die normale Grundversorgung hingenommen haben und 

mehr als nur systemrelevant in einer Pandemie unter Volllast gearbeitet haben. 

Ein Virus wie Covid-19 und seine Wirkung sind zerstörerisch, haben zu beinahe 

10'000 Covid-Toten geführt, nicht aber die Massnahmen, die zur Eindämmung 

des Virus vorgenommen oder auch angeordnet wurden. Bleiben wir also vorsich-

tig und lassen uns nicht von Lobbying, persönlichen Bedürfnissen und Emotionen 

leiten. Ein schrittweises, den aktuellen Umständen geschuldetes Vorgehen ist 

sinnvoll, das Sicherste in einer weiter unsicheren Entwicklung.  
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Markus Bischoff (AL, Zürich): Wir haben ja einen sehr interessanten Morgen 

heute: Zuerst reden wir ziemlich breit über die Stadt Zürich (im Zusammenhang 

mit der dringlichen Interpellation KR-Nr. 43/2021), den Autoverkehr, Tunnels 

und alles Mögliche, was man in den letzten 20 oder 30 Jahren versäumt hat, eine 

Diskussion ohne ein konkretes Ziel, und jetzt sind wir schon wieder in einer sehr, 

sehr breiten Diskussion über ein Thema, das uns Politikerinnen und Politiker na-

türlich ziemlich Bauchweh macht. Die Ursache dieser ganzen Geschichte ist ein 

Virus und der Virus hält sich ja nicht ans politische Schema, das wir in unseren 

Köpfen haben. Und jetzt müssen wir dazu auch noch Stellung nehmen, das ist 

natürlich relativ schwierig für uns Politikerinnen und Politiker. Wir möchten ja 

zu allem und jedem immer etwas sagen können, deshalb haben wir wieder eine 

sehr unbestimmte Interpellation mit einer sehr breiten und extrem ausführlichen 

Antwort. Wir stehen jetzt irgendwo in der Landschaft und sollten eine Meinung 

dazu abgeben. Vielleicht wäre es auch besser, wenn wir zum jetzigen Zeitpunkt 

keine Diskussionen darüber führen würden, es wäre vielleicht sinnvoller.  

Einfach zwei Dinge, die doch noch zu erwähnen sind: Wir wissen, der Bund gibt 

den Takt vor, der Kanton ist im Nachvollzug. Und wenn wir da draussen als Po-

litiker und Politikerinnen angesprochen werden, dann müssen wir uns auch immer 

viel anhören, was man alle versäumt und was man besser hätte machen können et 

cetera, also was ich schon über die Impfstrategie des Kantons und des Bundes – 

vor allem des Kantons – gehört habe, was alles schlecht sei und was der Bund 

alles schlecht gemacht habe, querbeet aus allen politischen Lagern. Wir müssen 

sehr wohl, wenn dann hoffentlich der Virus beendet ist und wir wieder frei her-

umlaufen können, eine Analyse machen, denke ich, wieso das mit der Impfstrate-

gie vielleicht nicht so gut war, anders ausgedrückt, suboptimal ist, und wer die 

Verantwortlichkeiten hat. Aber das können wir im Nachhinein machen. Jetzt eine 

Selbstzerfleischung zu machen, bringt, glaube ich, nichts. Und wenn wir schon 

beim Regierungsrat sind, der ja in gewissen Dingen den Bundesrat übersteuert 

und schärfere Massnahmen als der Bundesrat hat, dann noch zu einem Thema, 

das meiner Klientel und auch mir am Herzen liegt, nämlich, dass der Regierungs-

rat ein viel rigoroseres Demonstrationsverbot hat als der Bund. Da möchte ich 

auch einmal noch etwas von einer Exit-Strategie hören. Es ist ja so: Im Kanton 

Zürich sind politische Demonstration mit über 15 Leuten verboten, in anderen 

Kantonen ist das nicht so. In Chur haben vor einer Woche 4000 Leute demons-

triert, in Basel haben am Samstag mehrere Tausend für den FCB (Fussball-Club 

Basel) demonstriert. Das ist ja alles gut und recht, aber in Zürich dürfen nicht 

mehr als 15 Leute demonstrieren. Ich war am Samstag wieder in der Innenstadt 

und sah riesige Schlangen von Menschen, die Einlass in irgendwelche Shopping-

Läden begehrten, damit sie irgendetwas kaufen konnten. Das ist dann alles er-

laubt, Menschentrauben an der Bahnhofstrasse, aber demonstrieren kann man 

nicht, weil der Regierungsrat da eine epidemiologische Gefahr sieht. Ich möchte 

jetzt nicht in die Hobby-Epidemiologie herunterkommen, aber wenn ich diese 

Menschenmassen sehe, dann kann ich dieses rigorose Verbot nicht begreifen. 

Deshalb, Frau Rickli: Setzen Sie sich ein, damit der Regierungsrat auch hier eine 

Exit-Strategie hat. Danke.  
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Tobias Weidmann (SVP, Hettlingen): Vielen Dank für die Ausführungen und die 

unermüdliche Arbeit, die die Gesundheitsdirektion leistet. Auch wir sind der Mei-

nung, dass sie einen sehr guten Job macht. Ich möchte aber dennoch etwas zum 

Lockdown und dem Verhältnis der SVP dazu sagen: Ein Lockdown ist und war 

noch nie eine nachhaltige Lösung in der Pandemiebekämpfung. Genau weil der 

Lockdown nicht nachhaltig ist, haben wir ein stetiges Auf und Ab. Logischer-

weise gehen Infektionszahlen nach einem Lockdown wieder nach oben, sonst 

wäre ein Lockdown ja noch abstruser. Entscheidend ist, ob man die Zeit während 

des Lockdowns weise genutzt hat, um nachhaltige Massnahmen zu ergreifen und 

dann parat zu sein, wenn man aus dem Lockdown geht. Mit einem Lockdown 

gewinnt man Zeit zur Reorganisation, um seine Kräfte und Mittel neu zu bündeln. 

Leider haben wir es im Sommer verschlafen, nachhaltige Konzepte aufzugleisen. 

Und es scheint mir auch, dass wir es während des zweiten Lockdowns verschlafen 

haben. Ansonsten hätten wir jetzt diese abstruse Öffnungsdiskussion nicht, son-

dern hätten unsere Tests oder wären bereits schon geimpft. Wenn der Bund einen 

Lockdown macht, dann muss er auch liefern. Wir müssen jetzt doch nicht darüber 

diskutieren, ob wir aufmachen können oder nicht, in Abhängigkeit davon, ob die 

Zahlen wieder steigen. Die Frage lautet: Sind wir bereit oder nicht? Und wenn 

nicht: Was haben wir denn während des zweiten Lockdowns gemacht? Die Lin-

ken werfen der SVP Kopflosigkeit vor, dass wir nichts gelernt hätten und wieder 

in eine dritte Welle schlittern. Das stimmt eben nicht. Wir wollen mit nachhaltigen 

Massnahmen den Rhythmus von Lockdown – Welle – Lockdown – Welle – Lock-

down unterbinden. Massnahmen wie Hygiene, Distanzhalten, Massen- und Ein-

zeltests, Schutzkonzepte und jetzt noch das Impfen sollten es uns erlauben, nun 

endlich mit diesem Virus leben und umgehen zu können. Es darf keinen Lock-

down mehr geben nach der dritten Welle. Mittlerweile wissen wir mehr und wir 

hätten die nötigen Mittel, dem Virus entgegenzutreten und damit auch eine ge-

wisse Planungssicherheit. Die Frage jedes Politikers muss sein: Was können wir 

tun, um einen Lockdown zu verhindern? Welche Massnahmen müssten wir tref-

fen? Und zum Schluss möchte ich sagen, dass das nicht die letzte Krise sein wird, 

die wir erleben werden. Ich will mir gar nicht ausmalen, wie es sein würde, wenn 

wir aufgrund eines elektrischen Impulses für mehrere Wochen oder sogar Monate 

keinen Strom mehr hätten. Wir können und dürfen nicht zukünftige Generationen 

– ich erwähne das hier bewusst – in Geiselhaft nehmen, indem wir mit geborgtem 

Geld Teile der Wirtschaft zum Schweigen bringen.  

 

Valentin Landmann (SVP, Zürich): Ich denke, es ist mittlerweile klar: Die nach-

haltigste Lösung für die Epidemie/Pandemie sind breite Impfungen. Und hier 

muss ich unserer Gesundheitsdirektorin gratulieren, dass sie sich für den Kanton 

Zürich einsetzt und auch beim zuständigen Bundesrat protestiert, wenn der Kan-

ton Zürich bei den Impfstofflieferungen benachteiligt wird. Verschiedene Politi-

ker haben beim zuständigen Bundesrat (Alain Berset) aufgrund von willkürlichen 

Entscheidungen und Entscheidungen, die auf keinerlei Evidenz beruhten, dikta-

torische Tendenzen ausgemacht. Es wurde dann geantwortet: Wir können doch 
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kritisieren, wir können etwas dagegen sagen, die Presse kann schreiben, was sie 

will. Leider gibt es Anzeichen, dass die Presse auch «eins aufs Dach bekommt», 

wenn sie zu kritisch wird. Gestern schrieb der «Sonntagsblick» einen grossen Ar-

tikel, einen Leitartikel über das Impfbeschaffungs-Debakel des Bundes. Der Leit-

artikel war ausführlich, es war sogar vom BAG als «Politbüro von Berset» die 

Rede, und Ähnliches. Eine Stunde später war der Leitartikel als Leitartikel ver-

schwunden und hinuntergerutscht. Drei Stunden später war der Artikel wesentlich 

entschärft. Es stand nur noch etwas von «Schweiz auf dem Impfmangelmarkt», 

also alles wirklich Kritische war weg. Ich möchte nicht behaupten, dass hier mas-

sivst eingegriffen wurde, aber es ist immerhin möglich, dass sich der Bundesrat 

da nicht mehr Kritik gefallen lässt, was ein schlechtes Zeichen ist. Der Kanton 

Zürich erscheint mir gut aufgestellt für die Vorbereitung der Impfungen und der 

Massenimpfungen, auch der Massentests, wenn denn einmal der Impfstoff und 

alles da ist, das ist das Wichtigste.  

Nun muss ich aber in einem Punkt auch Markus Bischoff, meinem Kollegen, recht 

geben. Ich sage nun nicht, dass auch ein blindes Huhn auch einmal ein Körnchen 

findet, denn das wäre unhöflich und ich schätze Markus Bischoff sehr. Aber Mar-

kus Bischoff hat gesagt, dass wir auch den Regierungsrat bitten sollten, sich zu 

überlegen, ob es bei allen sehr einschränkenden bis zu willkürlichen Massnahmen 

des Bundesrates nötig ist, dass der Regierungsrat für den Kanton Zürich zusätzli-

che Einschränkungen noch aufrechterhält. Hier gratuliere ich zu diesem Fund 

Herrn Markus Bischoff und möchte mich diesem Wunsch natürlich gerne an-

schliessen. Gesamthaft also Gratulation an unsere Gesundheitsdirektorin mit dem 

Ruf: Weiter so! Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit.  

 

Josef Widler (CVP, Zürich): Dass wir im Kanton Zürich jeden Impfstoff verimp-

fen, den wir bekommen, darüber müssen wir nicht diskutieren, wir müssen nicht 

über die Strategie diskutieren. Wenn der Impfstoff da ist, wird er verimpft. Da 

können Sie sicher sein. Und jetzt möchte ich als Hausarzt nicht politisch zu Ihnen 

sprechen, sondern ich möchte Sie wieder einmal an die Dinge erinnern, die wir 

wissen. Im Moment ist Mode: Testen, testen, testen! Unternehmungen testen und 

testen, und die einen möchten auch schon impfen. Sie haben es als Unternehmer 

heute schon in der Hand. Sie haben ja ausgezeichnete Hygienekonzepte. Das 

heisst: Wenn Sie diese Konzepte gut anwenden, dann werden Ihre Testungen ne-

gativ sein. Den Test bauchen Sie dann, wenn trotz Ihren Anstrengungen ein Fall 

in Ihrer Unternehmung auftritt, dann ist subito zu testen.  

Zum blinden Testen: Wenn Sie das beruhigt, ist das schön, der Bund bezahlt es 

ja. Aber ich sage Ihnen: Legen Sie das Gewicht nicht auf das Testen, sondern auf 

Ihre Konzepte. Eine andere Diskussion: Soll man jetzt die Beiz öffnen, ja oder 

nein? Soll man die Terrassen öffnen, ja oder nein? Dass man die Terrassen öffnen 

kann – jetzt nicht wirtschaftlich gesehen, sondern rein epidemiologisch –, er-

scheint ziemlich klar. Wenn Sie dort die Sicherheitskonzepte einhalten, ist die 

Ansteckungsgefahr ausserhalb des Raums schon 19 Mal tiefer als in einem ge-

schlossenen Raum. Also die Wahrscheinlichkeit, dass Sie sich auf der Terrasse 

anstecken, ist schon klein. Und wie ist es denn im Wirtshaus? Ein guter Wirt, der 
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hat ein gutes Konzept. Die Tische sind weit auseinander. Sie sitzen zu viert an 

einem Tisch. Ihr Problem, Ihr Risiko sitzt Ihnen vis-à-vis. Ob Sie sich im Restau-

rant anstecken oder nicht, entscheiden Sie damit, mit wem Sie essen gehen und 

nicht, wer am Nebentisch sitzt. Diese Mentalität, die wir heute haben – wenn ich 

krank werde, ist der daneben schuld –, ist die falsche Strategie. Sie selber haben 

es in der Hand. Davon ausnehmen muss man da ganz klar die betreuungs- und 

pflegebedürftigen Leute, sie müssen sich auf diejenigen verlassen können, die sie 

betreuen. Und wenn Sie jetzt die Fallzahlen anschauen: Offenbar gelingt es heute, 

unsere Alten zu schützen. Ob das jetzt schon wegen der Impfung ist, wage ich zu 

bezweifeln. Ich glaube eher, dass es die Konzepte sind, die Rücksichtnahme der 

Angehörigen und die Professionalität des Pflegepersonals. Es ist Zeit, die Sym-

pathie oder die Solidarität der Generationen umzudrehen. Es kann nicht sein, dass 

unsere jungen Leute noch einmal ein Jahr verlieren. Die 18-, 19-, 20-Jährigen ha-

ben ein Jahr ihrer Jugend verloren und das haben sie bis jetzt ohne Murren ge-

macht. Ich fordere Sie auf: Schützen Sie die Alten, aber lassen Sie die Jungen um 

Gottes Willen wieder leben. Geben Sie die Selbstverantwortung zurück. Die 

Dummen werden durch Repression nicht gescheiter. Die Dummen werden sich 

auch nicht selber testen, sondern es sind sowieso jene, die sich schon Sorge tragen. 

Also mein Aufruf: Selbstverantwortung und Solidarität – eigentlich mein politi-

sches Programm.  

 

Urs Hans (parteilos, Turbenthal): Wir haben es mit einer politischen Pandemie 

zu tun, nicht mit einer medizinischen. Wie kann ein Ausstieg aus den von der 

WHO (Weltgesundheitsorganisation) geforderten und vom Bundesrat verfügten 

Massnahmen erfolgreich ablaufen? Ganz einfach: Die ganze Inszenierung des Pa-

nikorchesters im Bundeshaus mit den unsinnigen Massnahmen abblasen. Oder 

einfach in den Kantonen nicht mehr vollziehen. Es war nie gerechtfertigt, einen 

Lockdown mitsamt diesen Massnahmen mit solch verheerenden Auswirkungen 

für unser Zusammenleben, wie seit dem Zweiten Weltkrieg nicht mehr, anzuord-

nen. Eine kürzlich erschienene Studie in Kanada beweist, dass die Massnahmen 

samt Lockdown zu mehr Todesopfern geführt hat als das Virus selbst. In den USA 

führt 1 Prozent Arbeitslosigkeit mehr zu einer Todesrate von 58'000 Menschen. 

Die Massnahmen führten aber zu 20 Prozent zusätzlichen Arbeitslosen. In Frank-

reich hat es unter Studierendenden noch nie so viel Suizid gegeben. In der 

Schweiz sind die kinderpsychiatrischen Anlaufstellen überlaufen und die Selbst-

morde steigen. Wir haben heute eine totalitäre, fremdbestimmte Gesundheitspo-

litik der pharmagetriebenen Schulmedizin nach chinesischem Vorbild. Wider-

stand dagegen wird mit faktischen Versammlungsverboten im Keim erstickt, wie 

früher im Ostblock. Eine nie gekannte Zensur führt dazu, dass in den unsozialen 

Medien, im Print-Mainstream, Radio und Staatsfernsehen alles zensiert wird, was 

dem offiziellen Narrativ der WHO widerspricht. Es ist eine Schande. Eine freie 

Presse gibt es nicht mehr und die einseitige Information führt zu unkritischer Ge-

folgschaft, zu Denunziation, Denunziantentum. Mehr noch: Alle, die sich frei äus-

sern, werden unter Generalverdacht gestellt. 99 Prozent der Bevölkerung meistern 

das Virus mittels ihrer persönlichen Abwehrkräfte und erwerben dadurch eine 
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bessere Immunität als jene, die Impfungen je bewirken können. Das Corona-Virus 

kann die Menschheit nicht ausrotten, nur 0,37 Prozent sind vom Tode bedroht. 

Diese Menschen müssen optimal behandelt und geschützt werden. Der Rest des 

Geschehens ist ein Schmutzgeschäft mit der gesunden Bevölkerung, wo es die 

Politik zulassen will, dass durchgedrehte Milliardäre sich noch mehr bereichern 

können. Alle, die dazu schweigen, werden zu Mittätern. Viele Ärzte treten den 

Hippokratischen Eid «primum nun nocere» mit Füssen. Sie lassen sich dazu 

herab, Menschen mit einem Impfstoff zu impfen, welcher in Wahrheit ein gen-

technisches Experiment an der Bevölkerung darstellt. Dabei haben die willfähri-

gen Politiker die Impfhersteller von jeder Haftung befreit. Ob die Impfung wirkt 

und vor Ansteckung schützt, wurde noch nicht bewiesen. Und trotzdem reden un-

sere Politiker davon, Geimpfte zu privilegieren, ein Skandal erster Güte. Die To-

deszahlen zu Corona strotzen von Intransparenz. Die Propaganda der Schweizer 

Medien braucht die Zensur, um sich schneller ausbreiten zu können und um die 

Wahrheit über die Impfnebenwirkung zu verbergen. Die neusten Zahlen aus den 

USA zeigen ein beängstigendes Bild: VAERS oder Vaccine Adverse Event Re-

porting System der CDC (Centers for Disease Control and Prevention) veröffent-

licht regelmässig die Zahlen. Bis heute wurden gemeldet: Tote durch Impfung 

1524, Bleibende Behinderungen 630, Besuche auf Notfallstationen 5781, Miss-

bildungen bei Neugeborenen 42. Die Dunkelziffern sind bekanntlich immer noch 

viel höher, aber im Gegensatz zu den Europäern rücken sie die Zahlen heraus. In 

Israel und Norwegen sieht es nicht besser aus. Mein grösster Vorwurf an die Ärz-

teschaft ist der folgende: Obwohl von Anbeginn der Epidemie bewährte alterna-

tive Medikamente bereitstanden, weigerten sie sich, solche anzuwenden. Stattdes-

sen diskutierten sie monatelang, ob vielleicht Remdesivir helfen könnte, bis die 

WHO verlauten liess, es schade mehr, als es nützen täte. In einem Interview von 

Radio DRS wurde der Kantonsarzt des Tessins (Giorgio Merlani) gefragt, wie 

man denn Covid behandeln könne. Daraufhin stotterte er, er wisse es nicht, da 

müsste man einen Praktiker fragen. Auf die Frage, was für ihn der schlimmste 

Fall wäre, sagte er, wenn wir eine Situation wie in Norditalien hätten. Die letzte 

Frage war, was für ihn den besten Fall darstellen würde. Daraufhin sagte er, wenn 

wir sofort eine Impfung hätten. Dies ist bekanntlich das Programm, das nun ab-

läuft. In China wurden unzählige Patienten mit hochdosiertem Vitamin C intrave-

nös während Tagen wieder gesund. Das Gleiche geschah in Südamerika mit 

Chlordioxid. In den spanischsprechenden Ländern bis hinauf nach Mexiko wur-

den hunderttausende Patienten sehr erfolgreich von Ärzten damit behandelt. Die 

Medikamente unterstehen eben keinem Patentschutz mehr und bringen der 

Pharma zu wenig Gewinn. In einer RS wurden 15 Rekruten positiv getestet … 

(Die Redezeit ist abgelaufen.) 

 

Nina Fehr Düsel (SVP, Küsnacht): Christian Müller von der FDP und Josef Wid-

ler von der CVP haben es gut gesagt. Ich danke auch für die guten Ausführungen 

von Regierungsrätin Natalie Rickli. Es wird Zeit, zurück zur Normalität zu gehen. 

Viele Leute sind coronamüde, es braucht eine klare Exit-Strategie, wie diese 

dringliche Interpellation auch fordert. Die Lockdowns oder Shutdowns haben das 
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Gewerbe bereits stark geschädigt. Unsere Nachkommen müssen für die Schäden 

aufkommen, für die finanziellen Schäden. Und auch die psychischen Schäden 

sind enorm, gerade für die jungen Personen. Um aus dem Shutdown herauskom-

men braucht es neben den Schutzkonzepten auch genügend Testkapazitäten mit 

Massentests, wie erwähnt wurde, aber auch eine klare Impfstrategie. Regierungs-

rätin Natalie Rickli hat es richtig gesagt, der Kanton Zürich ist bei der Verteilung 

des Impfstoffes benachteiligt. Bundesrat Alain Berset konnte keine Antwort da-

rauf geben, warum noch immer nicht genug Impfstoff vorhanden ist. In gewissen 

Kantonen, wie im Kanton Zug, werden bereits jüngere Personen geimpft. Im Kan-

ton Zürich warten aber auch 75-Jährige auf eine Anmeldemöglichkeit. Dies darf 

nicht sein, der Bund muss Antworten liefern und genügend Impfstoffe beschaffen. 

Wir unterstützen Regierungsrätin Natalie Rickli stark in ihren Bestrebungen, dass 

der Verteilschlüssel der Impfdosen angepasst wird. Solange nicht genügend Impf-

stoff für alle Impfwilligen vorhanden ist, darf über allfällige Privilegien gar nicht 

diskutiert werden. Eine Impfung soll auch immer freiwillig sein.  

Es wird Zeit für weitere Öffnungen. Dafür braucht es die Möglichkeit, sich bald 

impfen zu lassen, und auch sonst eine klare Öffnungsstrategie seitens Bund. Auch 

dass die Quarantänepflicht verkürzt wurde, ist sehr zu begrüssen. Die Leute wol-

len arbeiten und es wird Zeit für mehr Normalität für die Bevölkerung. Wir müs-

sen lernen, mit dem Virus und den vorhandenen Schutzkonzepten zu leben und 

nicht nur auf die Nachbarländer zu schauen. Besten Dank.  

 

Benjamin Fischer (SVP, Volketswil): Ich möchte es vorab auch nicht unterlassen, 

der Gesundheitsdirektion herzlich für die Arbeit und auch für diese ausführliche 

Antwort auf unsere Interpellation zu danken. Es ist mir nach dieser Diskussion 

ein Anliegen, doch noch einmal klar und deutlich zu sagen, worum es uns geht. 

Der Titel der Interpellation heisst: «Erfolgreiche Corona-Exit-Strategie». Und ge-

schätzter Kollege Thomas Forrer, es ist eben nicht die Frage, ob es die epidemio-

logische Lage zulässt, denn der Lockdown als Massnahme ist nicht alternativlos, 

und das ist der entscheidende Punkt. Ja, Corona ist zerstörerisch, auch die Mass-

nahmen sind es. Und wir müssen schon differenzieren zwischen den Schäden, die 

durch das Virus verursacht werden, und den Schäden, die durch die Massnahmen 

verursacht werden. Und ich habe es schon häufig gesagt: Bei einer Therapie gilt 

es immer zwischen Wirkung und Nebenwirkung abzuwägen. Und je länger eine 

Therapie dauert, desto stärker fallen die Nebenwirkungen ins Gewicht. Und diese 

Lockdown-Strategie – mein Kollege Tobias Weidmann hat es Ihnen gesagt – ist 

eben keine Strategie. Lockdown ist eine Sofortmassnahme, um Zeit zu gewinnen. 

Und hier geht jetzt über die Zeit das Verhältnis zwischen Wirkung und Neben-

wirkung eben nicht mehr auf. Ich vermisse hier einen Begriff, der sonst in der 

Mitte und auf der linken Seite sehr, sehr häufig bemüht wird, nämlich den Begriff 

der Verhältnismässigkeit. Es geht auch hier darum, die Verhältnismässigkeit zu 

wahren. Wir sprechen immer von «Wissenschaft»: Es gibt keine evidente Kausa-

lität zwischen den Lockdown-Massnahmen und den Zahlen, die gibt es nicht, 

wenn man weltweit vergleicht. Kollege Markus Bischoff sagt, die Politik solle 
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sich eigentlich am besten nicht äussern, das sei eine Sache, die einfach die Wis-

senschaft entscheiden müsse. Am liebsten sollte man gerade der Task Force die 

Entscheidungsmacht geben. Aber wenn es dann – er hat es ja auch deutlich gesagt 

– um seine Klientel geht, die am Demonstrieren gehindert wird, dann ist ihm das 

dann schon ein Anliegen. Und ich bin bei Ihnen, geschätzter Kollege Bischoff, 

ich finde diese Einschränkungen auch problematisch. Es ist aber noch problema-

tischer, dass Sie fordern, dass wieder normal demonstriert werden darf, während 

Restaurants noch immer geschlossen sind.  

Es geht darum, dass wir jetzt Alternativen finden. Wir müssen raus aus dieser 

Lockdown-Situation. Wir müssen zurück zur Normalität, weil dieser Zustand 

nicht mehr haltbar ist, weil die Schäden unverhältnismässig gross werden gegen-

über dem, was er auf der anderen Seite bringt. Und hören Sie doch einmal auf den 

Präsidenten der Zürcher Ärztegesellschaft, Josef Widler sagt es sehr, sehr gut: Die 

einfachen Massnahmen – Abstandhalten, Hygienemassnahmen – würden schon 

sehr viel bringen, und die einschneidenden Massnahmen, die für diese massiven 

Schäden verantwortlich sind, bringen uns eigentlich nur einen ganz kleinen Zu-

satznutzen, vor allem, wenn wir jetzt noch bedenken, dass immer mehr Menschen 

geimpft und dadurch immun sind und immer mehr Menschen der Bevölkerung 

das Virus auch schon hatten, auch das dürfen Sie nicht vergessen. Deshalb – Sie 

wissen es ja – muss man auch vorsichtig sein mit diesen Zahlen, weil ein PCR-

Test bei einer Person, die vor einigen Monaten Corona hatte, durchaus positiv sein 

kann. Und diese Person ist dann eben nicht noch einmal erkrankt, aber sie ist im-

mer noch positiv. Wichtig sind deshalb die Hospitalisierungen und die Todesfall-

zahlen, die Übersterblichkeit. Das sind die Zahlen, die man wirklich beurteilen 

muss und die etwas aussagen. Also schliessen Sie sich uns an auf dem Weg zurück 

zur Normalität, und zwar unabhängig der epidemiologischen Lage. Wir müssen 

jetzt zurück zur Normalität, es geht nicht anders. Besten Dank.  

 

Marc Bourgeois (FDP, Zürich): Klar, der heutige Stand ist immer auch Folge der 

Massnahmen, die getroffen wurden. Ohne Massnahmen wäre es anders gekom-

men. Zweitens: Im Nachhinein ist man immer schlauer. Und drittens: Die jewei-

lige Optik prägt die Sichtweise, es gibt kein Richtig und kein Falsch, sicher nicht 

absolut. Es gibt Varianten, wie man vorgehen kann, und in vielen Fällen stochern 

wir auch heute noch, nach einem Jahr, im Nebel. Jetzt haben wir aber mehrfach 

gehört: Wir zahlen ja, wir geben viel Geld aus, also sind die Massnahmen unprob-

lematisch. In dieser Absolutheit kann ich diese Aussage aus Sicht der KMU nicht 

gutheissen. Wir haben zwei Grundprobleme in dieser Krise: Erstens einmal ist es 

sehr zufällig, wen es trifft. Das liegt nicht daran, dass, wie sonst in Krisen, struk-

turschwache Branchen Probleme haben, solche, die vielleicht schlecht aufgestellt 

sind, sondern es ist wirklich einfach zufällig, wen die Massnahmen treffen, es ist 

nicht leistungsbestimmt. Und der zweite Punkt ist, und das ist dann die zweite 

Zufälligkeit: Es ist dann auch noch zufällig, wer Geld kriegt und wer kein Geld 

kriegt. Dies zusammen macht es ein bisschen schwierig und das ist vielleicht auch 

der Grund, weshalb wir heute diese intensive Diskussion haben, nicht nur hier, 
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sondern auch in der Gesellschaft. Ich glaube, was nicht allen bewusst ist: Die Po-

litik wäscht sich mit diesen Härtefallzahlungen ein bisschen weiss. Wir haben ja 

etwas gemacht und viel Geld ausgegeben, also ist alles gut. Das ist viel zu einfach, 

ich sage Ihnen nur ein Beispiel: Sie haben zwei KMU, gleiche Branche. Der eine 

hat sich bemüht, hat 39 Prozent Umsatzverlust gemacht. Was kriegt er? Nichts. 

Der andere hat sich ein bisschen weniger bemüht oder hat ein bisschen mehr Pech 

gehabt und 41 Prozent Umsatzverlust gemacht. Und was kriegt er? 20 Prozent. Er 

hat nur den halb so grossen Umsatzverlust wie das andere Konkurrenzunterneh-

men und hat einen massiven Wettbewerbsvorteil. Das ist nicht unser Fehler, das 

wurde in Bern so aufgegleist, das ist mir ganz klar. Ich sage nicht, wir hätten etwas 

besser machen können, ich sage nur: Es ist naiv zu glauben, dass das, was wir tun, 

einfach die Probleme löst. Das tut es nicht, es ist relativ zufällig, wer das kriegt. 

Es sind im Moment auch eher strukturschwache Branchen, die das kriegen, und 

wahrscheinlich nicht diejenigen, die die Schweiz in zehn oder zwanzig Jahren 

weiterbringen sollten. Dasselbe gilt auch für die Kurzarbeit. Gewisse können mit 

Kurzarbeit arbeiten, andere kriegen nichts, Geschäftsführer kriegen ohnehin 

nichts, haben kurz mal was gekriegt. Es ist nicht einfach so, dass alles wunderbar 

ist, weil wir jetzt zahlen. Wir können auch nicht alles zahlen, das ist völlig klar, 

und das erwarten die KMU auch nicht, das haben wir von Christian Müller auch 

gehört. Aber wir dürfen einfach nicht glauben, dass wir die Probleme damit lösen 

können. Es ist übrigens auch so, dass die meisten KMU, denen es schlecht geht, 

das nicht an die grosse Glocke hängen, es ist nämlich kein gutes Werbeargument, 

wenn es einem wirtschaftlich nicht gut geht. Auch Durchschnittswerte sind nicht 

besonders aussagekräftig. Ich kann Ihnen ein Beispiel aus der ICT sagen: Im 

Schnitt hat sich diese einigermassen gehalten, aber wissen Sie, wer die Umsätze 

gemacht hat? Das sind die amerikanischen Konzerne. Die Schweizer ICT-

Branche ist eingebrochen, das ist ganz klar. Nur wenn man dann die Durchschnitte 

anschaut, dann sieht es nicht so schlecht aus. Ich sage Ihnen ganz einfach, ich 

habe in meinem KMU während 20 Jahren den Grundsatz gehabt: Ich entwickle in 

der Schweiz. Und nun habe ich letzte Woche das erste Mal einen Inder angestellt, 

nach 20 Jahren. Er ist auch im Home-Office, aber Indien ist im Home-Office 

gleich nahe wie Regensdorf oder irgendein anderer Ort. Und ich bin nicht der 

Einzige, der das tut, und das sind die Branchen, die uns in Zukunft weiterbringen 

sollten. Ich sage einfach: Seien wir wachsam. Glauben wir nicht, dass wir mit ein 

bisschen Geldverteilen, Thomas Forrer, das Problem lösen. Das tut es nicht. Da-

rum ist es schon wichtig, dass man hinschaut: Wie weit und wie lange sollen diese 

Massnahmen gehen? Das ist nicht nur ein Problem des Kantons Zürich, deshalb 

gehen auch keine Vorwürfe an unsere Gesundheitsdirektorin, aber einfach mit 

Geld weisswaschen können wir uns nicht. Und wir können auch nicht alles be-

zahlen. Wir werden in Zukunft bessere Rahmenbedingungen für diese KMU 

schaffen müssen. Und da bin ich dann nicht ganz sicher, ob die Linksparteien, die 

heute für jede noch so absurde Einschränkung zu haben sind, dann auch für ver-

besserte Rahmenbedingungen dieser KMU zu haben sind. Denn das wird es brau-

chen, denn das kann man zahlen. Geld für alle, das haben wir einfach nicht, auch 

wenn wir scheinbar 499 Millionen Franken «vorig» haben. Besten Dank.  
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Thomas Forrer (Grüne, Erlenbach) spricht zum zweiten Mal: Wir haben es jetzt 

gehört, nachdem Lorenz Habicher die Kreide gefressen hat, zeigt die SVP jetzt 

doch ihr wahres Gesicht: Es geht also doch um die Diktatur, es geht also doch 

darum, dass wir möglichst schnell aussteigen – egal, komme was wolle. Und es 

wird uns auch vom Parteipräsidenten der SVP (Benjamin Fischer) höchstpersön-

lich gesagt, dass eigentlich der Lockdown-Exit – ich zitiere – «nicht von der epi-

demiologischen Lage abhängt». Da kann man dann seine eigene Gesundheitsdi-

rektorin noch so viel loben vonseiten der SVP. Man kann sie loben, aber man hört 

dann doch nicht auf die Expertinnen und Experten aus der Gesundheitsdirektion. 

Man hört dann eben doch nicht auf die Expertinnen und Experten aus der Wis-

senschaft und aus den Spitälern, sondern man weiss es einfach grundsätzlich bes-

ser. Und wenn man dann zu den Zahlen kommt: Ja, man findet immer einen 

Grund, um eine Statistik irgendwo zu bemängeln. Man spricht von Alternativen, 

formuliert uns aber keine. Das ist keine Corona-Politik, das ist genau dieses «Ge-

wäffel» und dieses «Gestämpfel», das wir von der SVP jetzt ein ganzes Jahr lang 

gehört haben. Und stellen Sie sich vor, ich stehe an einer Ampel, ich schreie diese 

Ampel an – «Fussgänger hier, bitte mach grün, bitte mach grün!» – und dann nach 

einer halben Minute stellt die Ampel auf Grün und ich sage «Das ist wegen mir 

passiert, das habe ich vollbracht, darum ist diese Ampel auf Grün gegangen», so 

kommt mir die Forderung der SVP nach einem sofortigen Lockdown-Exit unge-

fähr vor. Wenn wir dann an diesem Punkt sind, werden Sie sich alle auf die Schul-

tern klopfen und sagen «Wir haben es gemacht». Stimmt nicht, es geht aus der 

sorgfältigen Arbeit der Gesundheitsdirektion und des Regierungsrates hervor, 

wenn wir dann endlich an diesen Punkt kommen.  

Ähnliches bei der FDP: Marc Bourgeois, natürlich will niemand diesen Lock-

down. Glauben Sie, jemand von den Grünen oder der SP hätte Freude daran, dass 

wir diesen Lockdown machen müssen, dass wir unsere Geschäfte schliessen und 

auch noch Knebel zwischen die Beine werfen und Hürden aufbauen müssen? Das 

wollen wir doch nicht. Niemand hat ein Interesse daran. Allerdings, wenn dann 

die Alternative zum Lockdown einfach Ihr liberales parteipolitisches Programm 

ist, dann, muss ich sagen, kann ich Ihnen das eben nicht wirklich abnehmen. Sie 

kommen dann einfach mit dem blauen Parteibuch und sagen: Wenn wir das um-

setzen, dann brauchen wir keinen Lockdown. Das ist zu einfach. Die wirtschaft-

lichen Rahmenbedingungen für Unternehmen und Firmen verbessern, das wollen 

wir alle, Sie formulieren das dann einfach in Ihrem liberalen Sinne. Aber jetzt 

sind wir an einem anderen Punkt. Wir müssen die epidemiologische Lage weiter-

hin ernst nehmen. Das tun wir von den Grünen, deshalb sage ich: Vertrauen wir 

unserer Regierung. Wir vertrauen unseren Experten, sie werden uns sagen, wann 

es soweit ist. Und bis dahin bitte ich Sie, hören Sie auf mit diesem «Gewäffel» 

und «Gestämpfel». 

 

Lorenz Habicher (SVP, Zürich) spricht zum zweiten Mal: Ich bin dankbar für die 

sachliche Diskussion. Wir können es. Nicht nur die SVP kann differenziert debat-

tieren, der Zürcher Kantonsrat kann es. Andreas Daurù hat eingangs gesagt, dass 
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er überrascht sei von der Argumentation. Thomas Forrer nennt mich Kreidefres-

ser, da ist schon okay. Aber ihr solltet wissen: Wir können es. Wir können Mehr-

heiten schaffen und wir können sachlich debattieren und nicht über ein Spiel spre-

chen. Thomas Forrer, dein Weltbild ist sehr beschränkt, dein Feindbild ist die 

SVP. In deinem ersten Votum hast du die SVP achtmal ins Feld geführt, du spielst 

damit, in deinem zweiten Votum hast du nochmals fünfmal die SVP ins Spiel 

gebracht. Wenn wir nicht selber debattieren und selber unsere Argumente vortra-

gen würden, hätten wir mit Thomas Forrer sicher jemanden, der die Position der 

SVP zur Debatte trägt. Wir sind hier im gleichen Boot. Die Interpellation, die wir 

eingereicht haben, hatte ein Ziel, und dieses Ziel ist mit dieser Debatte eigentlich 

schon erfüllt. Die Interpretationen und Gedanken der GLP wurden von der Rede-

zeit leider abgebrochen. Ronald Alder, es tut mir leid, dass du in die Redezeitbe-

schränkung geraten bist. Aber es wäre vielleicht besser, wenn du dich von deiner 

einseitigen Tunnelsicht der Spitäler ein bisschen löst und die ganze GLP abbilden 

würdest.  

Wir hatten sehr gute Voten von Josef Widler, das muss ich sagen, als Hausarzt 

gefällt er mir ausgezeichnet. Und es ist so, die Hygienemassnahmen müssen be-

folgt werden, das ist das A und O. Und wenn wir die Bevölkerung jetzt nicht 

langsam aus diesen Massnahmen entlassen, aus dem Lockdown führen, dann wird 

sie sich nicht mehr an die Hygienemassnahmen halten. Irgendwann hat sie genug, 

findet es nicht mehr nötig. Wir müssen also vorwärtsmachen. Wir müssen hier 

drinnen diskutieren und wir müssen die Exit-Strategie angehen. Sie sehen es, auch 

ein Votum von Urs Hans hatte Platz. Auch hier darf man freie Meinungen, seine 

freie Überzeugung erfrischend einbringen, und dem gebührt auch Respekt. Es soll 

so sein, dass jeder seine Meinung einbringen kann und dass wir alle am gleichen 

Strick ziehen. Diese Interpellation war das Ventil, damit wir das können. Und wir 

haben alle gezeigt, der Kantonsrat hat es gezeigt, dass wir mit einer guten Antwort 

der Regierung und einer guten Diskussion aus diesem Lockdown herausfinden 

und das nachhaltig machen, ohne dass wir weitere Schäden in Kauf nehmen. Ich 

danke Ihnen und bin jetzt gespannt, was die Gesundheitsdirektorin, die auch von 

der SVP ist, noch zum Abschluss dieser Debatte zu uns sagt.  

 

Ratspräsident Roman Schmid: Sie müssen sich leider noch etwas gedulden.  

 

Maria Rita Marty (SVP, Volketswil): Der Virus ist da und wird uns immer beglei-

ten. Es ist für mich unbegreiflich, dass es Parlamentarier gibt, die angesichts der 

zahlreichen psychischen Erkrankungen, der Gewalt in der Familie, der Vereinsa-

mung von breiten Kreisen der Bevölkerung, der zerstörten Existenzen, der gra-

vierenden Erhöhung der Zahl der Suizide keinerlei Mitgefühl zeigen und diese 

Opfer einfach ignorieren. Dies ist menschenverachtend und empathielos, dafür 

habe ich kein Verständnis. Massnahmen müssen Opfer verhindern und nicht ver-

ursachen. Die Kollateralschäden der Massnahmen sind verheerend und eine reine 

Machtdemonstration unter Missachtung der Gesundheit der Bevölkerung. Dies ist 

verwerflich und soziopathisch. Die Bevölkerung hat genug von diesen unsinnigen 

Massnahmen, die nichts nützen und derart unlogisch sind, dass selbst ein Kind 
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deren Widersprüche und Willkür erkennen kann; Willkür, ja, in dermassen hohem 

Masse, dass man das fast nicht begreifen kann. Diese Massnahmen waren noch 

nie darauf ausgerichtet, schwere Krankheitsverläufe zu verhindern, sondern sie 

haben die schweren Krankheitsverläufe verursacht. Denn wenn man Menschen 

bricht, sind sie anfälliger auf einen schweren Krankheitsverlauf, wie man dies in 

den Altersheimen gesehen hat. Auch stand nie die Kapazität der Spitäler im Vor-

dergrund, denn vor dem Lockdown im letzten Dezember wurden die Intensiv-

plätze von 1100 auf 957 vermindert. Warum eliminiert man 143 zertifizierte In-

tensivplätze, wenn die Situation ja anscheinend derart gefährlich ist und man die 

Massnahmen aufgrund der Verhinderung der Spitalkapazitäten macht? Die Ant-

wort liegt nahe und jeder, der einen kleinen Funken Verstand hat, kennt die Ant-

wort: Wir haben schweizweit nur 957 Intensivplätze momentan, das heisst für 8,5 

Millionen Einwohner bestehen nur 957 Plätze. Aber sogar diese geringe Anzahl 

war bisher genügend, um eine Notsituation zu verhindern. Denn über 300 der In-

tensivplätze sind leer. Zählt man noch die abgebauten 143 Plätze dazu, haben wir 

433 zertifizierte Intensivplätze, die leer sind, ja, Sie hören richtig, 433 leere, also 

fast die Hälfte ist leer, und dies seit einiger Zeit. Wir hatten am 11. März 166 

Personen schweizweit, also von 8,5 Millionen Bewohnern 166 auf den Intensiv-

stationen. Und was ist das? Ist das viel für 8,5 Millionen? Das ist viel, aber noch 

mehr als diese 166 hat es Opfer, tausende, hunderttausende von Opfern, die lei-

den, Menschen in den Altersheimen, die eingesperrt sind. Die sterben nicht an 

Corona, die sterben am Eingesperrt-Sein, an den Massnahmen. Das Einsperren 

verursacht Tote. Man zerstört das Immunsystem. Ich möchte nicht als Feigling 

oder Mittäterin in die Geschichte eingehen, und so hoffe ich, dass auch viele an-

dere ihre Verantwortung für diese Personen mittragen und entsprechend handeln. 

Jede Person, die ihre Stimme nicht erhebt, ist mitverantwortlich für das unsägliche 

Leid dieser Opfer, für den Tod und für nicht wiedergutzumachende Nachteile. 

Danke für Ihre Aufmerksamkeit.  

 

Claudio Schmid (SVP, Bülach): Ich möchte nur Thomas Forrer rasch eine Ant-

wort geben. Er hat zweimal das Wort ergriffen, also kann ich auch einmal antwor-

ten. Ich habe hier zu diesem Thema ein ambivalentes Verhältnis. Ich sage ganz 

klar: Es ist eine gefährliche Krankheit, da gibt es nichts zu bagatellisieren. Wir 

dürfen aber nicht eine ganze Gesellschaft in Geiselhaft nehmen. Ich sehe das bei 

mir persönlich: Die halbe Familie ist derzeit in der Armee und wird eingesperrt, 

hatte noch nie Ausgang, ist im Monatsrhythmus unterwegs und kann nur selten 

nach Hause kommen. Es ist einfach nicht in Ordnung, wenn man die Panikmache 

von Bern aus streut und kommentiert. Es ist auch nicht in Ordnung, wenn die 

ganze Jugend in Geiselhaft genommen wird. Wir haben immer betont, dass die 

ältere Bevölkerung gezielt geschützt werden muss; das unterstütze ich. Aber wir 

können auch nicht so tun, als würde eine ganze Gesellschaft von diesem Risiko 

sehr stark betroffen sein. Ich weise die Kritik von Thomas Forrer auch insofern 

zurück, als die Diktaturvorwürfe eine Rhetorik vor der Session gewesen sind. Lei-

der hat das Parlament genau vor einer Woche die Politik des Bundesrates an sich 

von A bis Z gestützt und beschlossen, obwohl ja die FDP anfänglich gar eine PUK 
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(Parlamentarische Untersuchungskommission) forderte. Letztlich haben alle Par-

teien, mit Ausnahme der SVP, nur kritische Zeichen setzen wollen. Also Thomas 

Forrer, bitte nicht diese Rhetorik an unsere Adresse. Besten Dank. 

 

Ronald Alder (GLP, Ottenbach) spricht zum zweiten Mal: Ich möchte hier selbst-

verständlich jetzt nicht mehr lange werden, aber ich muss Ihnen schon sagen, viel-

leicht jetzt auch zu Lorenz Habicher betreffend meinen Tunnelblick: Ich habe ein 

wenig mitbekommen, wie es in den Spitälern von November bis Januar zu- und 

hergegangen ist. Und wenn es hier in diesem Ratssaal jetzt Leute gibt, die sagen 

«Corona gibt’s ja gar nicht, das kann man ignorieren» – vorhin gab es eine Red-

nerin, die behauptet hat, dass unsere Massnahmen keine schweren Verläufe ver-

hindert hätten –, dann weiss ich gar nicht genau, auf welchem Planeten Sie hier 

leben. Selbstverständlich haben die Massnahmen dazu gedient, viele schwere 

Verläufe zu verhindern, das war insbesondere auch das Ziel und das haben wir 

zum Glück auch erreicht. Ich möchte mir nicht vorstellen müssen, was geschehen 

wäre, wenn wir diese Massnahmen nicht ergriffen hätten. Darum sind sie notwen-

dig. Sie waren notwendig und darum stehen wir hier als GLP auch dafür ein, dass 

die Lockerungen selbstverständlich wieder folgen müssen. Wir wünschen uns ja 

auch alle ein normaleres Leben, aber die Lockerungen müssen eben vorsichtig 

gemacht werden, bedacht und wohlüberlegt. Diese Behauptung vorher, dass die 

Spitäler ja gar nicht ausgelastet gewesen seien – auch hier wieder: Ich habe keine 

Ahnung, wo Sie von November 2020 bis Januar 2021 waren, aber vermutlich 

nicht in der Schweiz. Und Sie haben auch nie mitbekommen, wie es in einem 

Spital zu- und hergegangen ist. Und wenn Sie schon keine Ahnung haben – Ent-

schuldigung, wenn ich das hier so deutlich sage –, dann sollten Sie sich auch nicht 

dazu äussern. Äussern Sie sich zu dem, wovon Sie auch wirklich etwas verstehen, 

und sprechen Sie nicht einfach so ins Blaue. Das ist einfach total unseriös und ist 

auch gegenüber all den Betroffenen, den Erkrankten, die jetzt wieder genesen 

sind, und vor allem auch gegenüber denjenigen, deren Angehörige verstorben 

sind, absolut respektlos. Ich bitte Sie nochmals innigst, wirklich zu Themen zu 

sprechen, von denen Sie auch etwas verstehen. Danke.  

 

Regierungsrätin Natalie Rickli: Herzlichen Dank für diese intensive, sachliche 

und unaufgeregte Debatte, zumindest bis vor kurzem. Ich glaube, es ist wichtig, 

dass wir uns intensiv zu diesem Thema unterhalten und dass Sie sich darüber un-

terhalten können. Ich spüre das natürlich auch, wir in der Gesundheitsdirektion, 

der Regierungsrat, wir haben ebenfalls viele Rückmeldungen aus der Bevölke-

rung, die unzufrieden sind, und wir können das alle auch nachvollziehen. Insofern 

danke ich auch Kantonsrat Markus Bischoff für seinen Hinweis. Ich weiss, dass 

auch Sie sich jetzt anhören müssen, was der Kanton nicht so gut macht, und sicher 

sind auch irgendwo Fehler passiert. Und es ist richtig, da können wir irgendwann 

alle gemeinsam zurückschauen, wenn die Pandemie hoffentlich vorbei ist, und 

natürlich auch aufarbeiten, was man besser hätte machen können.  

Ich möchte zu zwei Punkten noch etwas Aktuelles sagen, zum Testen und zum 

Impfen. Zum Testen kann ich noch ergänzen, dass wir im Sonderstab auch einen 
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Teilstab «Testen» gemacht haben, wo neben der Gesundheitsdirektion auch das 

AWA (Amt für Wirtschaft und Arbeit) dabei ist, aber auch die Gemeinden und die 

Städte, damit wir schauen können, wie wir das im Kanton bestmöglich aufstellen 

können. Kantonsrat Jörg Kündig (Präsident des Gemeindepräsidienverbands) ar-

beitet dort auch entsprechend mit. Hier ist vielleicht noch wichtig zu betonen: 

Wenn der Bund Änderungen oder neue Möglichkeiten im Bereich «Testen» er-

lässt, passiert das ja jeweils sehr schnell. Am Freitag hat er das neue Paket ver-

kündet. Bereits heute tritt das in Kraft. Aber im Kanton braucht das natürlich noch 

einige Zeit, bis das auch richtig umgesetzt ist. Und es ist sicher so, dass im Kanton 

Zürich mit 1,5 Millionen Einwohnern und den Begebenheiten mit sehr vielen Fir-

men, mit sehr vielen Schulen mit sehr vielen Schülern und auch sehr vielen Ge-

sundheitsinstitutionen – das sehen wir auch beim Impfen, es sind 400 Heime, die 

wir impfen und die auch getestet werden wollen, auch das wurde im Rat gesagt – 

die Umsetzung einfach ihre Zeit dauert. Aber wir sind aktiv daran und auf Anfang 

April können wir hier sicher noch weiter loslegen. Es ist ja nicht so, dass wir 

vorher nichts gemacht hätten. Schon nach der ersten Ankündigung des Bundes 

haben wir, haben meine Mitarbeitenden vor allem, intensiv an einer Teststrategie 

für den Kanton gearbeitet, haben eine Website mit Anmeldeformularen für Insti-

tutionen auf die Beine gestellt, haben diese bewilligt, Gespräche geführt. Und Sie 

sehen, kaum ist es in Kraft getreten, ändert es schon wieder aus Bundesbern. Das 

ist keine Kritik, sondern einfach eine Feststellung. Ich glaube, wir alle tun unser 

Bestes. 

Zum Impfen kann ich Sie noch informieren: Wir haben – Stand gestern Abend – 

165'799 Impfungen verabreicht, davon 106'102 Erstimpfungen und bereits 59'697 

Zweitimpfungen. Immer wieder wird ja auch kritisiert oder angesprochen, warum 

Zürich noch kein Registrierungstool hat. In der Tat schalten wir das jetzt dann 

Ende März auf, kurz bevor die Impfzentren in Betrieb gehen werden, sodass es 

für die Personen, die noch keine Möglichkeit haben, sich beim Hausarzt zu imp-

fen, hier vor allem die Über-75-jährigen und anderen Erwachsenen mit chroni-

schen Krankheiten. Uns ist es sehr wichtig, dass diese möglichst beim Hausarzt 

versorgt werden, damit sich diese dann zeitnah auch anmelden können, ebenso 

die Über-65-jährigen. Hierzu hat ja auch Kantonsrat Mark Wisskirchen noch eine 

Frage, wann es losgeht mit den Impfzentren: Messe Oerlikon, das grösste Impf-

zentrum im Kanton, startet am 6. April und die anderen zehn grösseren Impfzen-

tren starten dann gestaffelt nach dem 6. April. Ich gestatte mir auch noch hier den 

Hinweis, Sie wissen es noch oder vielleicht auch nicht mehr, die Pandemie ist ja 

so schnelllebig und auch die Kritik dazu: Der Kanton Zürich wurde ja auch als 

Trödelkanton bezeichnet, weil wir nicht schon im Januar riesige grosse Impfzen-

tren hatten. Sie sehen es jetzt, diese wären alle leer gestanden. Ich sage das auch 

etwas mit Blick auf die Steuergelder, bei denen wir auch immer versuchen, zu 

schauen, dass das einigermassen im Griff ist. Ich glaube, wir sind immer noch auf 

Kurs. Was wir angekündigt haben, die Impfzentren, sie gehen auf; anfangs wahr-

scheinlich noch mit reduzierter Kapazität, je nachdem, wie viel Impfstoff da ist.  

Dann erlauben Sie mir noch ein Wort zur Zusammenarbeit mit dem Bund: Natür-

lich geht es jeweils hitzig zu und her, und auch die Medien haben daran zum Teil 
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ihren Beitrag. Wir können die Krise ja nur alle gemeinsam bewältigen: Bund, 

Kantone und Gemeinden und auch die verschiedenen Institutionen, Stakeholder 

oder Sie als Kantonsräte. Und manchmal wird die Kritik dann auch weniger heiss, 

als sie gekocht wurde, wie man so schön sagt. Ich kann Ihnen sagen, der Bund, 

das BAG, der Kanton Zürich, die Gesundheitsdirektion, wir sind ja in einem en-

gen Austausch auch bezüglich Impfstoffverteilung. Wir haben uns gerade auch 

am Wochenende nochmals unterhalten und gemeinsam Folgendes festgestellt: 

Das EDI (Eidgenössisches Departement des Innern) und der Kanton Zürich haben 

sich über den aktuellen Verteilschlüssel unterhalten. Das EDI hat dem Kanton 

Zürich dargelegt, dass der aktuelle Verteilschlüssel die Anzahl Risikopersonen 

berücksichtigt und daher der Kanton Zürich, der im Vergleich zu anderen Kanto-

nen eine jüngere Bevölkerung hat, im Verhältnis zur Bevölkerung leicht weniger 

Impfdosen erhält als andere Kantone. Dies ist mit Blick auf die Impfstrategie, 

zuerst allen Risikopersonen eine Impfung zu ermöglichen, nachvollziehbar. Das 

EDI hat den Kanton Zürich in diesem Zusammenhang auch darüber informiert, 

dass der Verteilschlüssel Mitte April angepasst wird. Dieser neue Verteilschlüssel 

berücksichtigt die Gesamtbevölkerung, inklusiv Grenzgänger, die im Gesund-

heitsbereich arbeiten, und subtrahiert die erste Priorisierungsgruppe 1 der beson-

ders gefährdeten Personen, die in der ersten Kontingentierungsphase berücksich-

tigt wurden. Damit wird über die ganze Impfphase eine Gleichbehandlung sämt-

licher Kantone sichergestellt. Sie sehen, unsere Wünsche oder Kritik wurden er-

hört, auch, was ich jetzt von Ihnen gehört habe. Mitte April erhalten wir so viel 

Impfstoffe, wie wir an Bevölkerung haben.  

Es bleibt mir am Schluss nur noch, für die Unterstützung zu danken und die Be-

völkerung um Unterstützung und vor allem um Geduld zu bitten. Daran führt uns 

kein Weg vorbei. Vielen Dank.  

 

Ratspräsident Roman Schmid: Mit der Diskussion im Rat ist das Geschäft erle-

digt.  
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